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Terminbericht Nummer 50/23 
(zur Terminvorschau Nummer 50/23) 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts berichtet über seine Sitzung vom 12. Dezember 2023 in 
Angelegenheiten der gesetzlichen Krankenversicherung. 

1) 10.00 Uhr
B 1 KR 17/22 R

H. Klinik GmbH ./. AOK - Die Gesundheitskasse für Niedersachsen

Vorinstanzen: 
Sozialgericht Braunschweig, S 59 KR 504/19, 20.05.2021 
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, L 16 KR 251/21, 16.06.2022 

Die Revision der beklagten Krankenkasse hatte Erfolg. 

Das Krankenhaus hat die Klage im erstinstanzlichen Verfahren zulässig auf die Feststellung 
umgestellt, dass der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt ist. Der Rechtsstreit hat sich nicht 
bereits durch angenommenes Anerkenntnis erledigt. Die bloße Mitteilung der Krankenkasse, dass 
sie die Klageforderung nebst Zinsen ohne Anerkennung einer Rechtspflicht gezahlt habe, stellt kein 
(konkludentes) Anerkenntnis dar. Die Krankenkasse hat auch im weiteren Verlauf deutlich gemacht, 
sich gegen die streitige Vergütungsforderung verteidigen zu wollen. Die auf Feststellung der 
Erledigung gerichtete Klage ist aber unbegründet. Der Rechtsstreit über die Vergütungsforderung 
hat sich durch die Zahlung der Krankenkasse nicht in der Hauptsache erledigt. Auf die Zulässigkeit 
und Begründetheit der ursprünglichen Klage kommt es insofern nicht an. Das Krankenhaus hat mit 
seiner ursprünglich erhobenen Leistungsklage nicht lediglich einen auf § 13 Absatz 6 des 
Niedersächsischen Sicherstellungsvertrages gestützten vorläufigen Zahlungsanspruch geltend 
gemacht, sondern jedenfalls auch den endgültigen gesetzlichen Vergütungsanspruch. Dieser ist 
nicht durch Erfüllung erloschen. Die Krankenkasse hat nach den insoweit bindenden Feststellungen 
des Landessozialgerichts eindeutig erklärt, eine Erfüllung nicht bewirken zu wollen. Sie hat den 
streitigen Betrag ausdrücklich “ohne Anerkennung einer Rechtspflicht unter Vorbehalt“ gezahlt und 
geltend gemacht, die Hauptforderung stehe weiterhin offen. Das Landessozialgericht war nach den 
gesetzlichen Auslegungsregelungen (§§ 133, 157 BGB) nicht befugt, die Erklärung der 
Krankenkasse gegen deren ausdrücklich erklärten Willen als erfüllende Zahlung unter einer 
aufschiebenden Bedingung auszulegen. Ist eine Erklärung eindeutig, ist für eine Auslegung nach 
dem “Gesamtzusammenhang der Regelungen“ kein Raum. Weder Bundesrecht noch § 13 Absatz 6 
des Niedersächsischen Sicherstellungsvertrages bieten eine Rechtsgrundlage dafür, von den 
gesetzlichen Auslegungsregelungen abzuweichen und Zahlungen gegen den ausdrücklich 
erklärten Willen der Krankenkasse als Zahlung mit Erfüllungswirkung zu qualifizieren. Etwas 
anderes ergibt sich auch nicht aus dem kompensatorischen Beschleunigungsgebot. Danach ist es 
der Krankenkasse lediglich verwehrt, vorläufige Zahlungen unter Verweis auf eine noch nicht 
abgeschlossene Prüfung zu verweigern. Es kann ihr nach der Rechtsprechung des Senats aber 



nicht verwehrt werden, die Zahlung der Krankenhausvergütung zu verweigern, wenn für sie 
feststeht, dass kein Vergütungsanspruch besteht. Darauf, ob die Rechnung des Krankenhauses 
offenkundig fehlerhaft ist, kommt es insofern nicht an. 
 
Eine Änderung des Klageantrags zurück zu einer Zahlungsklage beziehungsweise einer Klage auf 
Vorbehaltloserklärung der Zahlung ist nicht mehr möglich. Dem steht entgegen, dass lediglich die 
Krankenkasse Revision eingelegt hat und die Frist zur Anschlussrevision abgelaufen ist (vergleiche 
§ 202 Satz 1 SGG in Verbindung mit § 554 Absatz 2 Satz 2 ZPO). 
 

 
2) 10.00 Uhr 

B 1 KR 2/23 R  
 
H. Klinik GmbH ./. AOK - Die Gesundheitskasse für Niedersachsen 
 
Verfahrensgang: 
Sozialgericht Braunschweig, S 54 KR 621/19, 05.03.2021 
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, L 4 KR 180/21, 21.12.2022 
 
Das klagende Krankenhaus hat nach Mitteilung der wesentlichen Entscheidungsgründe in dem 
Parallelverfahren B 1 KR 17/22 R die Klage zurückgenommen. 
 

 
3) 10.00 Uhr 

B 1 KR 1/23 R  
 
K. Klinikum GmbH ./. Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See 
 
Verfahrensgang: 
Sozialgericht Gelsenkirchen, S 11 KR 415/18, 09.10.2020 
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, L 16 KR 746/20, 01.09.2022 
 
Die Revision des klagenden Krankenhauses hatte keinen Erfolg.  
 

Das Krankenhaus hat den Behandlungsfall zu Unrecht mit der Nebendiagnose R09.2 (ICD-10-GM, 
Version 2014) kodiert, die die höher vergütete DRG F62A ansteuert. Bei der Versicherten lag nach 
den bindenden Feststellungen des Landessozialgerichts weder ein Atemstillstand noch ein Herz-
Lungen-Versagen vor. Kein anderes Ergebnis folgt daraus, dass das Exklusivum zu dem Code J96 
und das alphabetische Verzeichnis hinsichtlich der kardiorespiratorischen Insuffizienz auf den Code 
R09.2 verweisen. Maßgeblich für die Kodierung ist vorrangig das systematische Verzeichnis und 
hier in erster Linie die Frage, ob die Voraussetzungen des konkret in Rede stehenden Codes erfüllt 
sind. Das alphabetische Verzeichnis unterstützt lediglich die Verschlüsselung nach dem 
systematischen Verzeichnis. Bei einem - wie hier - vorliegenden Widerspruch beider Verzeichnisse 
ist deshalb das systematische Verzeichnis maßgeblich. Exklusiva regeln verbindlich nur den 
Ausschluss der Kodierung an der betreffenden Stelle. Das Exklusivum ist aber nicht geeignet, die 
Einschlägigkeit des in Klammern angegebenen Codes entgegen seinem eindeutigen Wortlaut zu 
begründen. 
 

Das Krankenhaus kann den geltend gemachten Zahlungsanspruch auch nicht auf § 15 Absatz 1 
Satz 1 des Nordrhein-Westfälischen Landesvertrages über die allgemeinen Bedingungen der 
Krankenhausbehandlung stützen. Das Landessozialgericht hat diese Vorschrift als 
Fälligkeitsregelung angesehen und dahingehend ausgelegt, dass die Krankenkasse grundsätzlich 
verpflichtet ist, den - unter Erfüllung der Mitwirkungsobliegenheiten nach § 301 SGB V - formal 
ordnungsgemäß in Rechnung gestellten Betrag innerhalb der dort bestimmten Frist zu zahlen. Die 
Krankenkasse sei aber nicht zur Zahlung zu verurteilen, wenn sie im Verlaufe eines gerichtlichen 
Verfahrens oder bereits davor - nicht notwendig innerhalb der kurzen Zahlungsfrist - ihre Einwände 
spezifiziere. An diese Auslegung und Anwendung des nordrhein-westfälischen Landesvertrages 
durch das Landesozialgericht ist der erkennende Senat gebunden. Sie ist mit höherrangigem Recht 



vereinbar. § 112 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 1b SGB V ermächtigt die Vertragspartner 
unter anderem, kurze Zahlungsfristen für die Begleichung der Krankenhausrechnung zu 
vereinbaren. Diese sind Ausdruck des mit der Vorleistungspflicht der Krankenhäuser 
korrespondierenden kompensatorischen Beschleunigungsgebots. Dieses verwehrt es der 
Krankenkasse unter anderem, vorläufige Vergütungszahlungen unter Verweis auf eine noch nicht 
abgeschlossene Prüfung zu verweigern. Es kann der Krankenkasse nach der Rechtsprechung des 
Senats dagegen nicht verwehrt werden, die Zahlung der Krankenhausvergütung zu verweigern, 
wenn für sie feststeht, dass kein Vergütungsanspruch besteht. Sie ist - wie der Senat bereits 
entschieden hat - nicht verpflichtet, ein Prüfverfahren durchzuführen, und sie muss sich auch nicht 
auf die Geltendmachung eines Erstattungsanspruchs verweisen lassen. Die Krankenkasse geht 
dadurch allerdings Risiken ein: Verzichtet sie auf ein Prüfverfahren, können ihr im Prozess Nachteile 
dadurch entstehen, dass das Krankenhaus seine Mitwirkung an der Sachverhaltsaufklärung 
verweigert. Stellt sich im Prozess die Unrichtigkeit ihrer Auffassung heraus, hat sie zudem dem 
Krankenhaus den aus der Zahlungsverweigerung erwachsenden Schaden zu ersetzen. Sie kann 
überdies - wie hier - landesvertraglich zur Zahlung von Verzugszinsen verpflichtet sein. 
 
 

4) 12.00 Uhr 
B 1 KR 32/22 R  
 
F. Krankenhaus GmbH ./. BARMER 
 
Verfahrensgang: 
Sozialgericht Kiel, S 44 KR 658/19, 06.07.2020 
Schleswig-Holsteinisches Landessozialgericht, L 5 KR 166/20, 24.08.2022 
 
Die Revision des klagenden Krankenhauses hatte keinen Erfolg. Der Vergütungsanspruch des 
Krankenhauses ist durch Aufrechnung mit der Gegenforderung der Krankenkasse auf Erstattung 
der Aufwandspauschale in Höhe von 300 Euro erloschen. 
 
Der Krankenkasse stand ein Anspruch auf Erstattung der gezahlten Aufwandspauschale zu. 
Krankenkassen waren nach der Rechtsprechung des Senats nicht verpflichtet, für vor dem 1. Januar 
2016 eingeleitete sachlich-rechnerische Prüfungen Aufwandspauschalen zu zahlen. Der 
Aufrechnung durch die Krankenkasse stand nicht das Verbot unzulässiger Rechtsausübung 
entgegen. Allein bloßes Zuwarten - also Nichtstun - stellt grundsätzlich kein Verwirkungsverhalten 
dar. Die Aufrechnung der Krankenkasse ist auch nicht nach § 325 SGB V alte Fassung 
ausgeschlossen. Die Vorschrift umfasst Ansprüche der Krankenkassen auf Rückzahlung geleisteter 
“Vergütungen“. Die Aufwandspauschale ist aber keine Vergütung in diesem Sinne. Die 
Voraussetzungen einer Analogie bestehen nicht. Der Gesetzgeber bewegt sich mit der 
rückwirkenden Inkraftsetzung der Norm auf verfassungsrechtlich sensiblem Terrain, sodass § 325 
SGB V alte Fassung eng auszulegen ist. 
 
Die Durchsetzbarkeit des Erstattungsanspruchs scheitert schließlich nicht an der Einrede der 
Verjährung. Auf den hier streitigen - im Jahr 2015 entstandenen - Erstattungsanspruch findet 
weiterhin die vierjährige sozialrechtliche Regelverjährung Anwendung. § 109 Absatz 5 Satz 1 
SGB V ist - wie auch § 325 SGB V alte Fassung - auf Aufwandspauschalen nach seinem Wortlaut 
nicht anwendbar. Allerdings ist die kurze zweijährige Verjährungsfrist ab dem Inkrafttreten von § 109 
Absatz 5 Satz 1 SGB V am 1. Januar 2019 auch auf Ansprüche auf Rückzahlung von 
Aufwandspauschalen analog anzuwenden. Mit Inkrafttreten des § 109 Absatz 5 Satz 1 SGB V zum 
1. Januar 2019 hat der Gesetzgeber eine eigenständige Verjährungsregelung für die Verjährung 
von Ansprüchen im Leistungsverhältnis zwischen Krankenkassen und Krankenhäusern geregelt. 
Diese ist auf Aufwandspauschalen analog anzuwenden. Hingegen liegen die Voraussetzungen 
dafür, die kurze zweijährige Verjährungsfrist analog § 109 Absatz 5 Satz 2 SGB V auch rückwirkend 
anzuwenden, nicht vor. Insoweit ist - wie bei § 325 SGB V - für den Senat keine Regelungslücke 
ersichtlich, in jedem Fall aber fehlt es an einer vergleichbaren Interessenlage. Auch hier greifen die 
Erwägungen, die für eine verfassungsschonende enge Auslegung sprechen. 

 


